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Förderung von Familienzentren in Niedersachsen 
 
Eckpunkte zum Auf- und Ausbau von Familienzentren in Niedersachsen, vorgelegt von der nifbe-
Expert*innenrunde Familienzentren im April 2024 
 
 
I. Einleitung 
 
Im Koalitionsvertrag zwischen SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN für die 19. Wahlperiode des 
Niedersächsischen Landtags wird die Weiterentwicklung von Familienzentren und die dazugehörige 
Unterstützung des Landes erwähnt. Ziel soll es sein, dass Familienzentren dort entstehen, wo 
Familien sind, beispielsweise an Kitas, Schulen oder Jugendzentren. Bürokratische Hürden, die dem 
Auf- und Ausbau von Familienzentren bisher entgegenstanden, sollen reduziert werden. 
 
Das Land Niedersachsen hat sich auf den Weg gemacht, das im Koalitionsvertrag verankerte Ziel 
umzusetzen. Der nächste Schritt besteht in der Ausarbeitung eines Landesförderprogramms für 
Familienzentren, das der besonderen Rolle der Familienzentren Rechnung trägt und zugleich dem 
Zusammenspiel des Landes und der Kommunen gerecht wird. Es liegt in der Hand des Ministeriums 
für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung, hier einen praktikablen Vorschlag zu entwickeln, 
der dann in die weiteren Beratungen eingeht.  
 
Im Zuge dieses Ausarbeitungsprozesses wurden wir als Expertenrunde ersucht, ein Eckpunktepapier 
zu verfassen, dass hierzu erste Anregungen liefert und dabei den Kern der Arbeit von Familienzentren 
unterstreicht. Genau dazu dienen die folgenden Ausführungen. 
 
 
II. Familienzentren – Einordnung und Tätigkeitsfelder 
 
Familienzentren zeichnen sich durch vielfältige, miteinander vernetzte Angebote aus und greifen 
aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen auf.   
 

 
1. Die Gesellschaftliche Ausgangslage 

 
Die Gesellschaft differenziert sich immer weiter aus, immer mehr Menschen fühlen sich einsam und 
soziale Problemlagen nehmen zu. Es gibt vielfältige Bedingungen, die das Aufwachsen von Kindern 
erschweren und zu Benachteiligungen führen oder diese verfestigen. In Niedersachsen wird künftig 
ein Sozialindex herangezogen, um die Ressourcenverteilung an allgemeinbildenden Schulen stärker 
an sozial-ökonomischen Kriterien auszurichten. Doch die Weichen, inwieweit Kinder von guter 
Gesundheitsvorsorge und Bildungsteilhabe profitieren und – in weiterer Folge – zu einem bejahenden 
Teil unserer Gesellschaft werden, werden schon früher gestellt. Herkömmliche Angebote erreichen 
die Familien, die einen besonderen Unterstützungsbedarf haben, jedoch häufig nicht. 
 
Diese Familien benötigen in verschiedenen Lebenssituationen und -phasen eine Anlaufstelle im 
unmittelbaren Lebensumfeld. Hierzu bedarf es ganzheitlicher Konzepte, die die Bereiche Begegnung, 
Bildung, Erziehung, Betreuung und Beratung umfassen und dabei im Sinne des Lebensweltansatzes 
im Sozialraum verankert sind und an Strukturen der Gemeinwesensarbeit anschließen. Ein 
familienbezogener Ansatz, der Mitwirkungsmöglichkeiten für unterschiedliche Teile der Gesellschaft 
bietet, ist eine zeitgemäße Lösung, um die strikte Trennung zwischen familiärer und öffentlicher 
Verantwortung zu überwinden.  
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2. Tätigkeitsfelder von Familienzentren 
 
Genau hier setzen Familienzentren an. Sie lassen sich definieren als: 
 
„Knotenpunkte und Orte der Begegnung, die eine bedarfsorientierte und leicht zugängliche 
Begegnung, Beratung, Betreuung und weitergehende Angebote für Kinder und Familien vorhalten. 
Sie schaffen eine Verbindung zwischen bisher getrennten Angebotssträngen, indem sie Angebote 
für Kinder mit denen für Eltern und solchen für die gesamte Familie verknüpfen. Dies wird durch 
Netzwerke, lokale Kooperationen und durch multidisziplinäre Teams ermöglicht.“1    
 
Neben dieser Kerndefinition haben Familienzentren weitere Besonderheiten. Sie bündeln mehrere 
Angebote an einem Ort. Vertraute Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in den 
Familienzentren machen es vielen Familien leichter, sich zu öffnen und ihre Ressourcen einzubringen 
und zu partizipieren, ihre Bedarfe zu realisieren, dies zu äußern und passende Angebote 
wahrzunehmen. Sie stellen Kontakt her zu weiteren Akteurinnen und Akteuren des Gemeinwesens, 
die Entfaltungs- und Entwicklungsmöglichkeiten für Kinder und Familien sowie weitere Personen aus 
dem Sozialraum (zum Beispiel Senioren) im Fokus haben. So werden Teilhabemöglichkeiten 
geschaffen, die die Menschen vor Ort in ihrem Selbsthilfepotenzial fördern und damit für mehr 
Bildungsgerechtigkeit sorgen. Kinder erleben frühzeitig eine Gemeinschaft, die sich ihrer annimmt 
und kommen auf diese Weise ebenso unaufdringlich wie prägend mit den Vorzügen einer 
Gesellschaft in Berührung, in der Partizipation und Demokratie gelebt werden.     
 
Familienzentren vernetzen und ergänzen die Leistungen von Betreuungs- und Bildungseinrichtungen 
sowie der Fachdienste und schaffen damit Zugänge zu den Angeboten. Grundsätzliche 
Arbeitsschwerpunkte der Einrichtungen sind: 
 

• Die Organisation von Austausch und Begegnung 

• Beratung und Unterstützung 

• Eltern- und Familienbildung 

• Vernetzung im Sozialraum  

• Die Bildung und Begleitung von Kindern 
 

Darüber hinaus können Familienzentren gesellschaftsrelevante Bereiche wie Armutsprävention, 
Gesundheitsförderung, Integration, Vereinsamung, Demokratiebildung und Partizipation zu ihrem 
Schwerpunkt machen. Ob und welche inhaltlichen Schwerpunkte neben den Kernaufgaben 
aufgegriffen werden, richtet sich nach den Bedarfen des jeweiligen Sozialraums und der Abstimmung 
mit den Verantwortlichen der Gemeinwesenarbeit vor Ort. 
 
Familienzentren sind konzeptgesteuerte und anpassungsfähige Einrichtungen, die sich an den 
jeweiligen Bedürfnissen des Sozialraums ausrichten.  

 
 

3. Erscheinungsformen und Gemeinsamkeiten  
 
Die oben beschriebenen Arbeitsschwerpunkte und Prinzipien einen alle Familienzentren in 
Niedersachsen. Die Familienzentrumslandschaft im Land ist trotzdem vielfältig. Ein Familienzentrum 
kann aus einer Kindertagesstätte, einer Grundschule, einem Mehrgenerationenhaus oder einer 
anderen Gemeinwesenseinrichtung hervorgehen. Es gibt allerdings auch eigenständige 
Einrichtungen, die über den jeweiligen Träger initiiert wurden. Die Vielfalt der Modelle und 

 
1 Eine sehr umfangreiche Definition findet sich im Thesenpapier (2014) und in der Handreichung 
Familienzentren (2015) der nifbe-Expertenrunde Familienzentren. Für die Ausarbeitung eines 
Landesförderprogramms können die einzelnen Facetten, die in den genannten Publikationen zum Tragen 
kommen, herangezogen werden.   
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Erscheinungsformen trägt dem Umstand Rechnung, dass die jeweiligen Bedarfe und 
Ausstattungsmöglichkeiten vor Ort unterschiedlich sind. Daraus ergibt sich ein weiteres Prinzip, das 
alle Familienzentren in Niedersachsen verbindet: Sie folgen dem Grundsatz einer bedarfs- und 
wirkungsorientierten Sozialpolitik.   
 
 
III. Landesförderprogramm von Familienzentren – Rechtsrahmen und Ausgestaltung  
 
Familienzentren sind ein wichtiger Baustein einer effizienten, niedrigschwelligen und präventiven 
sozialen Infrastruktur für Familien. Was die vorhandenen Einrichtungen gemeinsam haben, ist der 
Bedarf nach einer angemessenen und verstetigten Finanzierung, um ihrem gesellschaftlichen Auftrag 
auch dauerhaft gerecht zu werden.  
 
Ein weiterer Aspekt kommt hinzu: Bis dato gibt es kein flächendeckendes Netz von Familienzentren in 
Niedersachsen. Ein solches würde dazu beitragen, dass Familien landesweit – ganz unabhängig vom 
Wohnort – von sozialer Teilhabe profitieren können. Dies stärkt nicht nur den Zusammenhalt vor Ort, 
sondern dürfte auf längere Sicht auch dazu beitragen, Folgekosten im Sozialbereich zu minimieren. 
Eine Landesförderung sollte dementsprechend sowohl für den Auf- als auch den Ausbau und die 
Unterstützung bereits bestehender Familienzentren konzipiert sein. 
 
 

1. Rechtliche Verankerung und Verantwortlichkeiten 
 
Die rechtliche Verankerung könnte sich an vorhandenen Elementen der Familienförderung 
orientieren. Die Leistungen der Familienzentren entsprechen der gesetzlichen Verpflichtung zur 
Förderung der Erziehung in der Familie und dabei insbesondere dem Auftrag zur Entwicklung 
vernetzter, kooperativer, niedrigschwelliger, partizipativer und sozialraumorientierter 
Angebotsstrukturen in § 16 Abs. 2 SGB VIII sowie der Verpflichtung der öffentlichen Jugendhilfeträger 
in § 22a SGB VIII sicherzustellen, dass die Fachkräfte in ihren Einrichtungen mit 
Erziehungsberechtigten sowie anderen kinder- und familienbezogenen Institutionen und Initiativen 
im Gemeinwesen zusammenarbeiten und sich dabei organisatorisch und pädagogisch an den 
Bedürfnissen der Kindern und ihrer Familien orientieren. Des Weiteren ist die Jugendhilfeplanung 
gemäß § 80 SGB VIII das Instrument für die Planung und Strukturierung unterschiedlicher Angebote 
und Maßnahmen öffentlicher und freier Träger zum Wohle von Kindern und Familien vor Ort, was 
ebenfalls dem Leistungsspektrum von Familienzentren zuzuordnen ist. 
 
Für ein Förderinstrument in diesem Sinne gilt es, die familienbezogenen Angebote sinnvoll und 
effizient mit den vorhandenen Strukturen zu vernetzen und diese zu nutzen und zu stärken. 
Dementsprechend lassen sich vorhandene familienbezogene Einrichtungen zu Familienzentren 
weiterentwickeln, wenn sie zusätzliche Angebote und Funktionen übernehmen und ihre Konzeption 
entsprechend weiterentwickeln.  
 
Die Entscheidung, welche Institution hierfür ausgewählt wird, sollte der öffentliche Jugendhilfeträger 
vor Ort gemeinsam mit den Verantwortlichen des Sozialraums treffen. Orientierung bieten die 
familienzentrumsbezogenen Entwicklungsprozesse, die im Landkreis Göttingen und in der 
Landeshauptstadt Hannover stattgefunden haben. Hieraus könnte das Land Niedersachsen einen 
eigenen Niedersachsen-Weg bei der Förderung von Familienzentren etablieren, der dem Prinzip 
folgt, dass Verantwortung dorthin geht, wo sie übernommen wird und sowohl städtischen als auch 
ländliche Strukturen gerecht wird. Die örtlichen Jugendhilfeträger sollten in diesem Prozess durch 
eine landesweite Koordinationsstelle unterstützt werden, die sowohl eine begleitende als auch eine 
qualitätssichernde Funktion hat.2  

 
2 Aktuell läuft im Rahmen einer Initiative der Auridis Stiftung ein Beteiligungsprozess mit vielen Akteuren 
aus Fachpraxis, Wissenschaft, der nifbe-Expertenrunde, den Landesarbeitsgemeinschaften etc., um 
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Um Familienzentrumsarbeit in den entsprechenden Einrichtungen rechtssicher zu verankern, bedarf 
es mindestens einer Durchführungsverordnung.3 
 
In den Familienzentren, die sich aus einer Kindertagesstätte entwickelt haben, ist der Kinderschutz 
gesetzlich vorgeschrieben. Auch in anders konzipierten Einrichtungen ist der Kinderschutz zu 
verankern. Hier könnten erweiterte Schutz- oder Zugangskonzepte erstellt werden, um die Nutzung 
gemeinsamer Räumlichkeiten unter Wahrung der Kinderschutzauflagen zu ermöglichen. 
 
  

2. Finanzierung in gemeinsamer Verantwortung 
 
Eine flächendeckende Versorgung mit Familienzentren beruht auf dem Zusammenspiel zwischen Land 
und Kommunen. Dem Landesförderprogramm kann eine Impulsfunktion zukommen, zugleich sollte 
es immer die kommunale Verantwortung im Blick haben und daher ergänzend angelegt sein. Eine 
anteilige Förderung in Höhe von 50 Prozent, analog zur bewährten Landesrichtlinie 
Familienförderung, wäre überlegenswert.  
 
Als Orientierung für eine sinnvolle Mindestausstattung können 50 Prozent des Vollzeitäquivalentes 
(Arbeitgeber-Brutto) angesetzt werden, die für die sozialräumliche Koordination, die Zusammenarbeit 
mit Familien und der Anbindung an das Gesamtteam eingesetzt werden und einem Betrag von 
50.000,00 € entsprechen. Hinzu kommen Sachkosten sowie Aufwendungen für die Ausstattung der 
Familienzentren. Hierbei kann es sich um bereits bestehende oder neu entstehende Familienzentren 
handeln. Orientiert an der Sachkostenpauschale der Kommunalen Stelle für Verwaltungsmanagement 
(KGSt) können hierfür 60.000,00 € taxiert werden. Dem entspräche eine anteilige Landesförderung 
von 30.000 je Standort.  
 
Zudem ist mitzudenken, dass neben den Ressourcen für Personal und Sachmittel auch Ressourcen für 
die landesweite Koordinierungsstelle und die konzeptionelle Gestaltung sowie Fachberatung auf 
kommunaler Ebene abzubilden sind. Die Dynamisierung von Gehältern und Sachkosten ist ebenfalls 
zu berücksichtigen.  
 
Die Förderentscheidung sollte sich – in Anlehnung an die Sozialdaten – an einer bedarfsgerechten 
Versorgung vor Ort und einem ausgewogenen Verhältnis zwischen Stadt und Land orientieren. Ein 
weiterer Entscheidungsfaktor ist die Kooperationsbereitschaft/ Bereitschaft zum Auf-/Ausbau 
integrierter Strukturen und die Aktivierung aller örtlichen Träger der örtlichen Jugendhilfe.                     
 
 
IV. Familienzentren vor Ort – Kooperation statt Konkurrenz  
 
Kommunen, die integrierte Strategien zur Gesundheitsförderung und Prävention im Hinblick auf 
Teilhabechancen von Kindern und Jugendlichen (Präventionsketten) auf den Weg gebracht haben, 
haben eine entscheidenden Schritt gemacht. Ebenfalls sind integrierte Konzepte der sozialen 
Stadtentwicklung und Strukturen der Gemeinwesenarbeit gute Voraussetzungen, an die es 
anzuknüpfen gilt, so sie denn vorhanden sind. Familienzentren bilden hier keine Konkurrenz, sondern 
eine notwendige Ergänzung. Denn sie komplettieren eine wertvolle strategische und strukturbildende 
Arbeit mit niedrigschwelligen Anlaufstellen für Kinder und Familien.  
 

 
einen Qualitätsrahmen für Familienzentrumsarbeit in Niedersachsen zu erstellen, der eine Orientierung 
für diese Prozessbegleitung darstellen könnte.  
3 Zur rechtlichen Situation und Perspektive von Familienzentrumsarbeit in Niedersachsen hat Prof. Dr. iur. 
Johannes Münder 2022 im Auftrag der Initiative der Auridis Stiftung, dem nifbe und der LVG & AFS 
Niedersachsen ein Gutachten erstellt, das der Expert*innenrunde vorliegt und gerne zur Verfügung 
gestellt werden kann. 
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Generell setzen Familienzentren auf die Potenziale der vorhandenen Infrastruktur, insbesondere 
durch Nutzung vorhandener Räumlichkeiten und durch das Zusammenspiel mit dem Personal der 
Gemeinwesenarbeit, der Erwachsenenbildung oder auch der Familienbildungsstätten. Darüber hinaus 
können Familienzentren an bereits vorhandenen Einrichtungen entstehen, darunter 
Kindertagesstätten, Mehrgenerationenhäuser, Mütterzentren oder andere Einrichtungen im 
Sozialraum. Dies können Familienbildungsstätten oder Beratungsstellen sein, wo bestehende Ansätze 
der Familienzentrumsarbeit  unterstützt oder ausgebaut werden. Es geht um sinnvolle Ergänzung 
statt einer Ressourcenverschwendung. Die bereits aktiven Akteurinnen und Akteure im Sozialraum 
werden einbezogen und können gemeinsam im Netzwerk des Familienzentrums agieren. 
Familienzentren sind auch hier keine Konkurrenz, sondern bieten weitere Entfaltungsmöglichkeiten 
für bewährte Kräfte im Sozialraum. 
 
Mit einem Landesförderprogramm für Familienzentren kann Niedersachsen eigene Maßstäbe auf 
dem Feld der wirkungsorientierten Sozialpolitik setzen. Es befähigt die Kommunen, ohne sie zu 
bevormunden und liefert einen Impuls für eine zeitgemäße Antwort auf die Herausforderungen 
unserer Zeit. Wir, die Expertengruppe, betrachten uns in diesem Prozess als beständige 
Ansprechpartner des Landesministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung.                   


